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Zurück an 
 
Stadt Ludwigsburg 
Fachbereich Nachhaltige Mobilität 
Wilhelmstraße 5 
71638 Ludwigsburg 

 

Errichtung und Betrieb von Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge an 
öffentlichen Straßen im Stadtgebiet Ludwigsburg 
- Eigenerklärung 

Allgemeine Hinweise: 

In den nachfolgenden Rubriken aufgeführte Informationen oder Erklärungen sind mittels Ankreuzen 
und/oder Ausfüllen abzugeben. Weitere Nachweise zu den einzelnen Rubriken sind, sofern nicht explizit 
gefordert, nicht beizufügen. 
Die Stadt behält sich jedoch vor und ist berechtigt, gegebenenfalls erforderliche Nachweise anzufordern. 
Unrichtige Angaben können zum Ausschluss führen. 

Dieses Dokument ist vom Antragsteller auszufüllen und fristgerecht 
einzureichen. 

  



Errichtung und Betrieb von Ladeinfrastruktur - Eigenerklärung 2 von 6 

I. Angaben über das Unternehmen:

Die unter I) auszufüllenden Angaben dienen ausschließlich der Information und sind nicht 
wertungsrelevant. 

Name des Bewerbers: 

Postanschrift -Hauptsitz-: 

Postanschrift -zuständige 
Niederlassung-  

Telefon: 

Website: 

E-Mail:

Handelsregister-Nr. 
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II. Erklärungen zur Zuverlässigkeit des Unternehmens

Das Beantworten einer oder mehrerer Fragen aus der Rubrik II von II.1-II.7 mit „ja“ führt 
grundsätzlich zum Ausschluss vom Verteilungsverfahren. Das Beantworten der Frage II.8 mit „nein“ 
führt zum Ausschluss. 

Wir geben hiermit folgende allgemeine Erklärungen zu unserem Unternehmen ab: 

II.1 Ist ein Insolvenzverfahren über das Vermögen des Unternehmens, oder ein vergleichbares 
gesetzliches Verfahren, beantragt, eröffnet oder abgelehnt worden? 

ja nein 

II.2 Befindet sich das Unternehmen in Liquidation? 

ja nein 

II.3 Liegt eine schwere Verfehlung vor, die die Zuverlässigkeit in Frage stellt, zum Beispiel 

 wirksames Berufsverbot (§ 70 StGB),
 wirksames vorläufiges Berufsverbot (§ 132a STPO),
 wirksame Gewerbeuntersagung (§ 35 GewO)?

ja nein 

II.4 Ist ein rechtskräftiges Urteil innerhalb der letzten 2 Jahre gegen Mitarbeitende mit 
Führungsaufgaben wegen nachfolgender Straftaten ergangen, das mit Freiheitsstrafe von 
mehr als 3 Monaten oder Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen geahndet wurde?  

 Mitgliedschaft in einer kriminellen Vereinigung (§ 129 Strafgesetzbuch,StGB),
 Geldwäsche (§ 261 StGB), Bestechung (§ 334 StGB), Vorteilsgewährung (§ 333 StGB),

Diebstahl (§ 242 StGB),
 Unterschlagung (§ 246 StGB),
 Erpressung (§ 53 StGB),
 Betrug (§ 263 StGB),
 Subventionsbetrug (§ 264 StGB),
 Kreditbetrug (§ 265 b StGB),
 Untreue (§ 266 StGB),
 Urkundenfälschung (§ 267 StGB),
 Fälschung technischer Aufzeichnungen (§ 268 StGB),
 Delikte im Zusammenhang mit Insolvenzverfahren (§ 283 ff. StGB),
 wettbewerbsbeschränkende Absprachen bei Ausschreibungen (§ 298 StGB),
 Bestechung im geschäftlichen Verkehr (§ 299 StGB).

ja nein 
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II.5 Ist gegen das Unternehmen in den vergangenen zwei Jahren ein rechtskräftiges Urteil mit 
einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 
Tagessätzen oder einer Geldbuße von mindestens 2.500 Euro ergangen, gemäß 

 § 21 Absatz 1 Satz 1 oder 2 in Verbindung mit § 8 Absatz 1, Nummer 2, §§ 9 bis 11 
des Schwarzarbeiterbekämpfungsgesetzes, 

 § 404 Absatz 1 oder 2 Nummer 3 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch, 
 §§ 15, 15a 16 Absatz 1 Nummer 1, 1b oder 2 des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes, 
 § 266a Absatz 1 bis 4 des Strafgesetzbuches. 

     
 ja nein 

  

II.6 Ist gegen das Unternehmen in den letzten zwei Jahren eine Geldbuße von mindestens 
2.500 Euro gemäß § 21 Abs. 1 i.V.m. § 23 des Arbeitnehmerentsendegesetzes erteilt 
worden? 

     
 ja nein 

  

II.7 Bestehen Rückstände bei der Zahlung von Steuern und Abgaben sowie der Beiträge zur 
gesetzlichen Sozialversicherung? 

     
 ja nein 

  

II.8 Wird den Beschäftigten (mit Ausnahme der Auszubildenden) bei der Ausführung der 
Leistung ein Entgelt bezahlt, das mindestens den Vorgaben des Mindestlohngesetzes 
(MiLoG) und der gemäß § 1 Absatz 2 Satz 2 MiLoG erlassenen Rechtsverordnung 
entspricht?  

     
 ja nein 
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III. Erklärungen zu den Mindestkriterien

Das Beantworten einer oder mehrerer Fragen aus der Rubrik III mit „nein“ führt grundsätzlich zum 
Ausschluss vom Verteilungsverfahren. 

Wir geben folgende, auf die geforderten Mindestkriterien (Ziffer 6.4 der Richtlinie für die Errichtung 
und den Betrieb von Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge an öffentlichen Straßen im 
Stadtgebiet Ludwigsburg) bezogene Erklärungen ab: 

Unsere für den Betrieb in Ludwigsburg vorgesehene Ladeinfrastruktur… 

III.1 …erfüllt die technischen Mindestanforderungen nach der Ladesäulenverordnung (LSV) in
der jeweils aktuellen Fassung, 

ja nein 

III.2 …verfügt über den aktuellen Standard von OCPP, ist an ein IT-Backend (online-
Anbindung der Ladeinfrastruktur) angebunden und gewährleistet die Remotefähigkeit, 

ja nein 

III.3 …verfügt über die Möglichkeit der AD-Hoc Ladung,

ja nein 

III.4 … ist an eine Roamingplattform angebunden,

ja nein 

III.5 …entspricht den Vorgaben des Mess- und Eichrechts,

ja nein 

III.6 …erfüllt die technischen Voraussetzungen, eine Lade-Leistung von mind. 11 KW
abzugeben, 

ja nein 

III.7 … bietet 100% regenerativen Strom an.

ja nein 



Errichtung und Betrieb von Ladeinfrastruktur - Eigenerklärung 6 von 6 

IV. Erklärungen zu den Wertungskriterien

Wir machen folgende Angaben zu den Wertungskriterien (Ziff. 6.5 der Richtlinie für die Errichtung und 
den Betrieb von Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge an öffentlichen Straßen im Stadtgebiet 
Ludwigsburg): 

IV.1 Verweis auf Referenzprojekte. Hier bitte mindestens den Ort und die Anzahl der
Ladesäulen angeben. Freitext mit weiteren Angaben möglich. 

IV.2 Informationen zur zusätzlichen Zahlungsmöglichkeit. Hier bitte im Freitext die zusätzliche
Zahlungsmöglichkeit darstellen. 

V. Erklärungen im Falle der Zusage

V.1 Wir haben die Richtlinie für die Errichtung und den Betrieb von Ladeinfrastruktur für 
Elektrofahrzeuge an öffentlichen Straßen im Stadtgebiet Ludwigsburg zur Kenntnis 
genommen und akzeptieren die dortigen Regelungen.  

V.2 Unsere in diesem Verfahren getätigten Angaben und Erklärungen sind vollständig und 
wahr. Dies gilt auch für Angaben im eingereichten Betriebskonzept. 

Datum: Ort: 

Firma, Name des Erklärenden: 

Unterschrift des Erklärenden: 
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